
Herrenabende teilweise steuerlich absetzbar 

Lädt ein Unternehmer zu einer Veranstaltung ein, auf der die Gäste bewirtet und gegebenenfalls 

durch besondere Programmpunkte unterhalten werden, stellt sich oft die Frage, ob die Aufwendun-

gen beruflich, privat oder gemischt veranlasst sind. Eine ausschließlich berufliche Veranlassung be-

rechtigt den Unternehmer, die gesamten Aufwendungen steuermindernd geltend zu machen.         

Bei privater Veranlassung besteht diese Möglichkeit nicht.  

Das Finanzgericht Düsseldorf musste über die Aufwendungen einer Anwaltskanzlei für jährlich statt-

findende Herrenabende entscheiden. Die Kanzlei hatte die gesamten Aufwendungen als Betriebsaus-

gaben abgezogen, weil sie nach ihren Angaben mit diesen Veranstaltungen den Mandantenstamm 

festigen beziehungsweise erweitern wollte. Die Veranstaltungen, zu denen ausschließlich Männer 

aus den Bereichen Mandantschaft, Geschäftsfreunde und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 

eingeladen waren, fanden im Garten des Hauses eines Partners der Kanzlei statt. Da den Gästen we-

der ein besonderes qualitatives Ambiente noch ein besonderes Unterhaltungsprogramm geboten 

wurde, greift ein steuerliches Abzugsverbot nicht.  

Das Gericht sah die Aufwendungen für die Herrenabende allerdings als gemischt veranlasst an,        

da unter anderem auch Gäste aus dem privaten Umfeld der Rechtsanwaltspartner teilnahmen.       

Daher ließ es nur 50 Prozent der Aufwendungen zum Abzug zu. Der Bundesfinanzhof muss            

möglicherweise abschließend entscheiden.  

 

Minijob des Ehegatten – Dienstwagen wird nicht anerkannt  

In einem aktuellen Urteil hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass die Überlassung eines Dienstwa-

gens an eine nahestehende Person mit Minijob dem Fremdvergleich nicht standhält. Die Aufwendun-

gen sind nicht als Betriebsausgabe abzugsfähig.  

Nach Auffassung der Richter würde ein Arbeitgeber einem familienfremden geringfügig Beschäftig-

ten regelmäßig kein Fahrzeug überlassen, da durch eine umfangreiche Privatnutzung des Pkw die 

Vergütung für die Arbeitsleistung in erhebliche – und für den Arbeitgeber unkalkulierbare – Höhen 

steigen könnte. Im Streitfall hatte der Kläger seine Ehefrau in Rahmen eines Minijobs als Büro-, Orga-

nisations- und Kurierkraft für 400 Euro monatlich angestellt. Er überließ seiner Frau hierfür einen 

Pkw, den sie auch privat nutzen durfte. Der geldwerte Vorteil der privaten Nutzung wurde mit        

385 Euro (1 Prozent des Kfz-Listenneupreises) monatlich angesetzt und vom Arbeitslohn der Ehefrau 

abgezogen. Im Rahmen einer Betriebsprüfung erkannte das Finanzamt das Arbeitsverhältnis nicht an. 

Es erhöhte den Gewinn des Klägers um die Kosten für den Pkw und den Lohnaufwand für die Ehe-

frau. Denn nach Ansicht des Finanzamts wäre eine solche Vereinbarung nicht mit fremden Arbeitneh-

mern geschlossen worden. Dies bestätigte der Bundesfinanzhof in seinem Urteil.  

 

 

 

 

 

 



Notärztliche Bereitschaftsdienste sind Umsatzsteuerfrei  

Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin, die im Rahmen der Ausübung der Tätigkeit als Arzt, 

Zahnarzt, Heilpraktiker, Physiotherapeut, Hebamme oder einer ähnlichen heilberuflichen Tätigkeit 

durchgeführt werden, sind umsatzsteuerfrei. Der Bundesfinanzhof musste entscheiden, ob diese Be-

freiung auch für den notärztlichen Bereitschaftsdienst gilt.  

Im entschiedenen Fall machte ein Arzt im Rahmen seines notärztlichen Bereitschaftsdienstes bei ei-

ner Sportveranstaltung kontinuierlich Rundgänge, um frühzeitig Gefahren und gesundheitliche Prob-

leme der Veranstaltungsgäste zu erkennen. Bei Bedarf führte er auch ärztliche Untersuchungen und 

Behandlungen durch.  

Der Bundesfinanzhof entschied, dass der Begriff „Heilbehandlung“ nicht besonders eng auszulegen 

ist. Zu den Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin gehören auch Leistungen, die zum 

Zweck der Vorbeugung erbracht werden. Der therapeutische Zweck muss dabei im Vordergrund ste-

hen. Vor diesem Hintergrund entschied er, dass der notärztliche Bereitschaftsdienst als Heilbehand-

lung zu beurteilen und somit umsatzsteuerfrei ist.   


